
AD\624507DE.doc PE 374.481v02-00

DE DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT
2004 2009

Ausschuss für Kultur und Bildung

2006/2080(INI)

13.7.2006

STELLUNGNAHME
des Ausschusses für Kultur und Bildung

für den Entwicklungsausschuss

zu Medien und Entwicklung
(2006/2080(INI))

Verfasserin der Stellungnahme: Karin Resetarits















PE 374.481v02-00 2/6 AD\624507DE.doc

DE

PA_NonLeg



AD\624507DE.doc 3/6 PE 374.481v02-00

DE

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht den federführenden Entwicklungsausschuss, 
folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. bekräftigt, wie wichtig es ist, die Meinungs- und Kommunikationsfreiheit systematischer 
in die Strategien und Finanzierungsmaßnahmen der entwicklungspolitischen Agenda 
einzubeziehen;

2. ist der Auffassung, dass Finanzierungsprogramme im Entwicklungsbereich 
systematischer regierungsunabhängige Medien einbeziehen sollten;

3. hebt hervor, wie wichtig die Medien sind, um den Respekt für die kulturelle Vielfalt zu 
stärken und die nationale und internationale kulturelle Entwicklung zu fördern;

4. hält die Medien für ein Schlüsselelement, um Informationen über neue, die Entwicklung 
fördernde und verbessernde wissenschaftliche Errungenschaften und Technologien zu 
verbreiten;

5. beharrt darauf, dass sich die Rolle der Medien nicht auf gängige Modelle beschränken 
darf, sondern alternative Medien und informelle Kommunikationsnetze gestärkt und in 
alle Pläne zur Entwicklung der Infrastruktur einbezogen werden sollten;

6. betont, dass unter dem Begriff Entwicklung soziale und nachhaltige Entwicklung zu 
verstehen sein sollte, wobei soziale und ökologische Werte auch in gleichem Maße 
berücksichtigt werden müssen;

7. unterstützt NGOs und Trusts, die in die Aus- und Fortbildung von Journalisten in 
Entwicklungsländern investieren und die Arbeitsbedingungen von Medienschaffenden 
verbessern, sodass sie tatsächlich die Chance haben, sicher und unabhängig arbeiten zu 
können;

8. betont, wie wichtig es ist, die Infrastruktur im sozialen Bereich und der Bildung zu 
stärken, indem in bessere Schulbücher investiert wird und Medienprogramme finanziert 
werden, die auch Bildungsinhalte anbieten; 

9. hebt hervor, dass sich bildungspolitische Inhalte darauf konzentrieren sollten, das 
öffentliche Bewusstsein für die Bedeutung und die Möglichkeiten der freien Medien im 
Hinblick auf den Aufbau einer demokratischen Gesellschaft zu schärfen;

10. fordert, Aspekte wie die Meinungs- und Pressefreiheit, die Mitwirkung am staatlichen 
Entscheidungsprozess und den Schutz gefährdeter Gruppen in die Agenda der globalen 
Entwicklung einzubeziehen; 

11. fordert Regierungen und Behörden weltweit auf, insbesondere dafür zu sorgen, dass 
gewalttätige Übergriffe gegen Journalisten nicht länger ungeahndet bleiben und die für 
Angriffe auf Medienschaffende Verantwortlichen aufgespürt und bestraft werden und 



PE 374.481v02-00 4/6 AD\624507DE.doc

DE

dass die notwendigen Vorkehrungen getroffen werden, um es Journalisten zu 
ermöglichen, die Bürgerinnen und Bürger weiterhin mit dem von einer freien und 
unabhängigen Presse verbreiteten unentbehrlichen Wissen und objektiven Informationen 
zu versorgen.
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KURZE BEGRÜNDUNG

Heutzutage leben weltweit mehr als 1 Milliarde Menschen von weniger als 1 Dollar pro Tag; 
weitere 2,7 Milliarden müssen mit weniger als 2 Dollar pro Tag auskommen. Die 
Kommission erklärte im EU Bericht über die Millenniums-Entwicklungsziele 200-2004 
(Beitrag der EU zu den MDGs beim UN-Gipfel 2005), dass sie sich bis 2015 als oberstes Ziel 
gesetzt habe, die Zahl der Menschen, die in extremer Armut leben und Hunger leiden, auf die 
Hälfte zu verringern.

Es gibt eine deutlich positive Korrelation zwischen Meinungs- bzw. Pressefreiheit und 
höheren Einkommen, besserer Gesundheit, geringerer Kindersterblichkeit und höherem 
Alphabetisierungsgrad bei den Erwachsenen. Meinungs- und Pressefreiheit sind notwendig 
für den Aufbau der Demokratie, die Wahrung der Verfassungs- und Menschenrechte sowie 
für mehr Wissen und Aufklärung. Freie und unabhängige Medien, die sich Information und 
Bildung zum Ziel gesetzt haben, unterstützen und kontrollieren gute Regierungsführung. 
Zahlreiche Beispiele belegen, was Medien erreichen können: Sie tragen zum Aufbau der 
Demokratie bei, verbessern die Qualität der Regierungsarbeit und geben der Bevölkerung das 
nötige Maß an Vertrauen, um sich gegen Korruption und Ausbeutung aufzulehnen.

Die am meisten benachteiligten Bevölkerungsgruppen haben keine Möglichkeit, sich Gehör 
zu verschaffen; außerdem werden arme Menschen durch Korruption auf Regierungs- und 
Versorgungsebene in Abhängigkeit gehalten. Die Menschen brauchen Freiheit, um am 
öffentlichen Leben teilzunehmen, um Ideen einzubringen, die vielleicht auch umgesetzt 
werden, und um ohne Angst vor Kritik oder Diskriminierung Forderungen zu stellen. Zugang 
zu Information stärkt die Mechanismen, mittels derer Regierungen an ihre Versprechungen, 
Pflichten und Maßnahmen erinnert werden können. Leider werden Meinungs- und 
Pressefreiheit in internationalen Erklärungen zum Thema Entwicklung — so in der von der 
Hauptversammlung der VN 1986 angenommenen Erklärung zum Recht auf Entwicklung oder 
der Millenniums-Erklärung von 2000 — nicht oder nur selten erwähnt.

Im November 2005 nahmen 176 Staaten am Weltgipfel der Vereinten Nationen zur 
Informationsgesellschaft teil, dem zweiten seiner Art nach 2001. In Tunis wurde bekräftigt, 
dass Meinungsfreiheit und der freie Fluss von Informationen, Ideen und Wissen von 
wesentlicher Bedeutung für die Entwicklung sind, jedoch eine digitale Kluft zwischen armen 
und reichen Ländern besteht.
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